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Mönchengladbach Rheydt: Streit zwischen zwei jungen Männern eskaliert und führt zu 
Großeinsatz der Polizei 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Freitagnachmittag, den 10. Juli 2026, kam es gegen 15:30 Uhr am Marienplatz in der 
Innenstadt von Rheydt, einem Stadtteil von Mönchengladbach, zu einer Auseinandersetzung 
zwischen einem 20-jährigen Autofahrer und einem 19-jährigen Fußgänger, die zu einem grö-
ßeren Polizeieinsatz führte. Nach dem aktuellen Stand der Ermittlungen kannten sich die bei-
den jungen Männer bereits und waren zuvor mehrfach in Streit geraten. Nach Einschätzung 
der Polizei handelte es sich bei dem Vorfall um die Eskalation einer bereits länger andauern-
den Fehde, in die möglicherweise auch Bekannte und Familienangehörige der Beteiligten ein-
gebunden waren.  
 
Nach den bisherigen Ermittlungen soll zunächst der 19-Jährige den 20-Jährigen bedroht ha-
ben. Inzwischen geht die Polizei aufgrund von Zeugenaussagen davon aus, dass der 19-Jäh-
rige dabei eine Machete einsetzte. Unmittelbar nach der Tat kursierte ein Video, das eine Per-
son mit einer Machete zeigen soll und mutmaßlich kurz vor dem Vorfall aufgenommen wurde. 
Der Polizei ist dieses Video bekannt. Ob es authentisch ist und in direktem Zusammenhang 
mit den Ereignissen am Marienplatz steht, ist jedoch weiterhin Gegenstand der Ermittlungen. 
Die mutmaßliche Machete konnte bislang nicht aufgefunden werden.  
 
Der 20-Jährige flüchtete nach der Bedrohung mit seinem Opel Corsa und erfasste dabei den 
19-Jährigen mit dem Fahrzeug. Anschließend setzte er seine Fahrt fort und entfernte sich vom 
Unfallort. Der Jüngere erlitt leichte Verletzungen und wurde zur Behandlung in ein Kranken-
haus gebracht. Im Rahmen einer sofort eingeleiteten Fahndung stellte die Polizei den Opel an 
der Ecke Endepohlstraße/Odenkirchener Straße sicher und nahm den Fahrer mit zur Polizei-
wache.  
 
Gegen den 20-Jährigen wird nun wegen Verkehrsunfallflucht mit Personenschaden sowie we-
gen leichter Körperverletzung ermittelt. Gegen den 19-Jährigen läuft ein Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts der Bedrohung. Die Ermittlungen zu den genauen Abläufen sowie mög-
lichen weiteren Straftaten und Beteiligten dauern an. Als die Polizei am Marienplatz eintraf, 
befanden sich dort bis zu 100 Menschen. Neben den beiden Tatverdächtigen hielten sich zahl-
reiche Personen am Einsatzort auf, die ihnen zugeordnet werden konnten, außerdem Zeugen 
und Schaulustige. Aufgrund der unübersichtlichen Lage forderte die Polizei Verstärkung an 
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und setzte mehrere Einsatzkräfte sowie Einheiten der Bereitschaftspolizei ein. Die verschie-
denen Personengruppen wurden voneinander getrennt, um eine weitere Eskalation zu verhin-
dern. Zu weiteren Straftaten oder Verletzten kam es nach Angaben der Polizei nicht. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8445 mit Schreiben vom 17. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Mönchengladbach hat dem Ministerium der Justiz unter dem 
29.07.2026 u. a. berichtet, der Vorfall sei Gegenstand zweier Ermittlungsverfahren. Ein 
Ermittlungsverfahren richtet sich gegen den heranwachsenden Beschuldigten A. wegen 
versuchter gefährlicher Körperverletzung, Bedrohung u. a. und ein weiteres 
Ermittlungsverfahren gegen den heranwachsenden Beschuldigten W. wegen gefährlichen 
Eingriffs in den Straßenverkehr, gefährlicher Körperverletzung u. a.  
 
Der Beschuldigte A. soll im Zuge einer verbalen Auseinandersetzung mit zwei anderen 
Beteiligten eine Machete ergriffen und einen anderen Beteiligten hiermit angegriffen, aber nicht 
verletzt haben. Im Anschluss soll er die Machete in Richtung des Beschuldigten W. gerichtet 
haben, der in einem PKW gesessen habe. Bei der folgenden Flucht mit dem PKW soll der 
Beschuldigte W. den Beschuldigten A. bewusst mit dem PKW erfasst haben, wodurch dieser 
verletzt worden sei. 
 
Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat dem Ministerium der Justiz am 31.07.2026 
mitgeteilt, der Leitende Oberstaatsanwalt habe ihr ergänzend berichtet, das zuständige 
Gericht habe bislang nicht über einen Antrag, dem Beschuldigten W. die Fahrerlaubnis 
vorläufig zu entziehen, entschieden. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder Gegenstand von kriminalpolizeili-
chen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen Rück-
schluss auf das Zutreffen  des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der abschlie-
ßenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer rechtskräf-
tigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Der Beschuldigte A. ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Straf-
taten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in drei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung, 

• in zwei Fällen wegen schweren Raubes, 

• in drei Fällen wegen Diebstahls, 

• in einem Fall wegen Raubes, 

• in einem Fall wegen vorsätzlicher einfach Körperverletzung, 

• in einem Fall wegen sexueller Belästigung, 

• in einem Fall wegen Verschaffens von falschen amtlichen Ausweisen und 
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• in einem Fall wegen Erschleichens von Leistungen. 
 
Der Beschuldigte W. ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfolgenden Straf-
taten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Verbreitung von Jugendpornographie und 

• in einem Fall wegen Beleidigung. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Dem vorbezeichneten Bericht des Leitenden Oberstaatsanwalts in Mönchengladbach zufolge 
ist der Beschuldigte A. bislang nicht verurteilt worden. Ein aktueller 
Bundeszentralregisterauszug des Beschuldigten W. habe – trotz Anforderung – bislang nicht 
erlangt werden können. Erkenntnisse zu Vorstrafen lägen vor diesem Hintergrund nicht vor. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Die Beschuldigten sind nach dem vorbezeichneten Bericht des Leitenden Oberstaatsanwalts 
in Mönchengladbach syrische Staatsangehörige. 
 
 
5. Ist der oben genannte Vorfall als Tumultlage gewertet worden? 
 
Die Kreispolizeibehörde Mönchengladbach, der die Führung des Polizeieinsatzes oblag, hat 
die Einsatzlage nicht als Tumultlage eingeordnet. 
 
 
 


